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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Assoziationspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß des 
Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Malta und die 
zu seiner Durchführung zu treffenden Maßnahmen 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die im Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und Malta vorgesehenen Schutz- 
maßnahmen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissions Vor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung beigefügt. 

Brandt 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß des Abkommens zur Gründung einer Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Malta und die zu seiner Durchführung zu treffenden Maß- 
nahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 238, 

gestützt auf den Bericht der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, 

daß es zweckmäßig ist, das Abkommen zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und Malta abzuschließen 

und den am 1970 in Unterzeichneten 

Erklärungen im Anhang zur Schlußakte zuzustim- 
men - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


und Malta, dessen Anhänge und das Protokoll so- 
wie die Erklärungen im Anhang zu der Schlußakte 
werden im Namen der Gemeinschaft geschlossen, 
gebilligt und bestätigt. 

Die Texte des Abkommens und der Schlußakte sind 
dieser Verordnung als Anhänge beigefügt. 

Artikel2 

Für die Gemeinschaft notifiziert der Präsident des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften in Anwen- 
dung von Artikel 18 des Abkommens, daß die für 
das Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen 
Verfahren abgeschlossen sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die im Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Malta vorgesehenen Schutzmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 1970 wurde in ein Abkommen 

zur Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Malta unter- 
zeichnet. 

Die Verfahren, die bei der Durchführung der im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vorgesehenen Schutzklauseln 
zu befolgen sind, sind im Vertrag selbst festgelegt. 

Dagegen müssen die Einzelheiten festgelegt wer- 
den, nach denen die in Artikel 10 des Abkommens 
vorgesehenen Schutzklauseln anzuwenden sind - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1, Die Kommission kann auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats oder von sich aus beschließen, auf Er- 
zeugnisse mit Ursprung in Malta die Schutzmaß- 
nahmen anzuwenden, die sich die Gemeinschaft in 
Artikel 10 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Malta - nachstehend „Abkom- 
men" genannt - Vorbehalten hat, und zwar können 
insbesondere die Malta von der Gemeinschaft ge- 
währten zollmäßigen oder sonstigen Zugeständnisse 
vorübergehend ganz oder teilweise zurückgezogen 
werden. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Wurde die Kommission mit einem Antrag eines 
Mitgliedstaats befaßt, so entscheidet sie darüber 
binnen drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion getroffenen Maßnahme binnen einer Frist von 
zehn Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung dem Rat 
vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die betreffende Maßnahme mit qualifizierter 
Mehrheit ändern oder aufheben. 

Artikel 2' 

1. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat ermäch- 


tigen, zur Behebung der in Artikel 10 des Abkom- 
mens genannten Störungen oder Schwierigkeiten 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Diese Maßnahmen sowie die Entscheidung der Kom- 
mission werden allen Mitgliedstaaten notifiziert. 

2. In dringenden Fällen können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen einführen. Sie teilen diese Maß- 
nahmen unverzüglich der Kommission und den an- 
deren Mitgliedstaaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines Dring- 
lichkeitsverfahrens und binnen einer Frist von 
höchstens fünf Arbeitstagen nach der in Unter- 
absatz 1 vorgesehenen Notifizierung, ob die Maß-' 
nahmen aufrechtzuerhalten, zu ändern oder aufzu- 
heben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich voll- 
ziehbar. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann gegen die Entschei- 
dung der Kommission binnen einer Frist von höch- 
stens zehn Arbeitstagen' nach ihrer Notifizierung 
den Rat anrufen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann die Entscheidung der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen ’ gemäß 
Absatz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. Diese 
Aussetzung endet am dreißigsten Tag, nachdem der 
Rat befaßt worden ist, wenn dieser inzwischen nicht 
die Entscheidung der Kommission geändert oder 
aufgehoben hat. 

4. Bei der Anwendung dieses Artikels sind vor- 
zugsweise Maßnahmen zu wählen, die das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Artikel 3 

1. Bevor die Kommission gemäß Artil^el 1 Absatz 1 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen beschließt 
oder einen Mitgliedstaat ermächtigt, solche Maß- 
nahmen zu ergreifen, oder sich zu den von dem oder 
den betreffenden Mitgliedstaaten ergriffenen Maß- 
nahmen gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 2 äußert, 
nimmt sie Konsultationen vor. 

2. Diese Konsultationen finden im Rahmen eines 
beratenden Ausschusses statt, der sich aus Vertre- 
tern der einzelnen Mitgliedstaaten zusammensetzt 
und in dem ein Vertreter der Kommission den Vor- 
sitz führt. 
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3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser teilt den Mitgliedstaaten so bald 
wie möglich alle zweckdienlichen Angaben mit. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen der Artikel 1 und 2 beeinträchti- 
gen nicht die Anwendung der im Vertrag, insbeson- 
dere in den Artikeln 108 und 109, vorgesehenen 
Schutzklauseln nach den im Vertrag festgelegten 
Verfahren. 

Artikel 5 , 

Diese Verordnung steht der vollständigen Anwen- 
dung der Verordnungen über die gemeinsame Orga- 
nisation der Agrarmärkte nicht entgegen. Artikel 2 
gilt nicht für die unter diese Verordnungen fallen- 
den Erzeugnisse. 


Artikel 6 

Die in Artikel 10 Absatz 2 des Abkommens vor- 
gesehene Mitteilung der Gemeinschaft an den Asso- 
ziationsrat wird von der Kommission vorgenommen. 

Artikel 7 

Artikel 2 Absätze 2 und 3 gilt bis zum 31. Dezember 
1972. 

Bis dahin beschließt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission mit qualifizierter Mehrheit über etwaige 
Änderungen. 

. Artikel 8 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 1970 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 
über den Abschluß des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Gemeinschaft und Malta 


1. Der Rat hatte in seiner Sitzung vom 6. März 
1970 die Leitlinien für die Eröffnung der Verhand- 
lungen mit Malta über den Abschluß eines Zwei- 
stufenabkommens festgelegt. Auf dieser Grundlage 
haben zwischen der Kommission und einer Delega- 
tion Maltas drei Verhandlungskonferenzen (im 
April, Juni und Juli 1970) stattgefunden. 

2. Der französische Wortlaut des Assoziations- 
abkommens zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Malta wurde in der letzten Ver- 
handlungskonferenz am 22., 23. und 24. Juli 1970 
festgelegt und war Gegenstand eines Briefwechsels 
zwischen den beiden Delegationsleitern vom 11. Sep- 
tember 1970, in welchem sie sich mit dem Inhalt des 
Abkommens einverstanden erklärten. 

Die Delegation der Kommission wurde von Herrn 
SIGRIST, Generaldirektor für Außenbeziehungen 
der Kommission geleitet, die Delegation Maltas von 
Herrn J. M. ROSSIGNAUT, Sekretär des Ministe- 
riums für Auswärtige Angelegenheiten und Fragen 
des Commonwealth. 

3. In der Anlage sind folgende Texte beigefügt: 

- das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und Malta; 

- der Anhang I und die dazugehörigen Listen A 
und B; 

- der Anhang II und die dazugehörigen Listen A 
und B; 

- das Protokoll über die Begriffsbestimmung „Ur- 
sprungserzeugnisse" sowie über die Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen; 

- 5 Erklärungen als Anhang zur Schlußakte. 

Der französische Wortlaut und die Übersetzungen 
in die einzelnen Amtssprachen der Gemeinschaft 
sind den Mitgliedstaaten bereits zur Verfügung 
gestellt worden ^). 

4. Das Abkommen und die dazugehörigen Doku- 
mente enthalten die Ergebnisse der Verhandlungen 
zwischen der Delegation Maltas und der Gemein- 
schaft. Sie stehen im Einklang mit dem Beschluß 


des Rates über die Eröffnung der Verhandlungen 
mit Malta vom 6. März 1970 und mit den Beschlüs- 
sen des Ausschusses der Ständigen Vertreter am 
9. Juli 1970. 

Die Kommission glaubt somit, den ihr vom Rat 
erteilten Auftrag erfüllt zu haben. Sie schlägt daher 
vor, daß die Verfahren für Unterzeichnung und 
Abschluß des Assoziierungsabkommens mit Malta 
eingeleitet werden. 

5. Zwecks Abschluß und Inkrafttreten des Asso- 
ziierungsabkommens unterbreitet die Kommission 
dem Rat die in Anlage beigefügten Verordnungs- 
vorschläge über 

- den Abschluß des Abkommens; 

- die im Abkommen vorgesehenen Schutzmaßnah- 
men. 

Die Entwürfe der Verordnungen über die Eröffnung 
von gemeinschaftlichen Zollkontingenten für Waren 
der 

- Tarifnummer 55.05 (Baumwollgarne) 

- Tarifnummer 56.04 (Spinnfasern) 

- Tarifnummer 60.05 (Oberbekleidung) 

- Tarifnummer 61.01 (Oberbekleidung) 
sind dem Rat vorgelegt worden. 

6. Abschließend macht die Kommission den Rat 
darauf aufmerksam, daß sich die Delegation Maltas 
bei den Verhandlungen darum bemühte, die in der 
Liste A des Anhangs I auf geführten Teigwaren 
(19.03) und feinen Backwaren (19.08) nicht aus dem 
Abkommen auszuschließen und die besonderen Be- 
stimmungen in der Liste A der im Abkommen vor- 
gesehenen Ursprungsregelungen für Oberbeklei- 
dung (60.05), für die ein Zollkontingent zugunsten 
Maltas vorgesehen ist, den Eigenarten der Textil- 
industrie Maltas anzupassen. Die Delegation Maltas 
hat die Delegation der Gemeinschaft gebeten, diese 
Fragen vor der Unterzeichnung des Abkommens 
erneut zu prüfen. 


1) Ref.: S/737/70 (M7) 
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